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Kreis Lippe 
 
466 Bekanntmachung der Entscheidung über die 

Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung (standortbezogene Vorprüfung des Einzel-
falles nach § 3c des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die Errich-
tung und den Betrieb einer Verbrennungsmotor-
anlage zur Erzeugung von Strom und Warmwas-
ser…) in 32758 Detmold, Wittekindstraße 16, 
Gemarkung Detmold, Flur 29, Flurstück 191. 

 
Die Firma Stadtwerke Detmold GmbH, Am Gelskamp 10, 
32758 Detmold, beantragt die Genehmigung gemäß §§ 
4/19 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
für die Errichtung und den Betrieb einer Verbrennungsmo-
toranlage (Blockheizwerk Wittekindstraße) für die Erzeu-
gung von Strom und Wärme aus der Verbrennung von 
Erdgas an dem Standort in 32758 Detmold, 
Wittekindstraße 16, Gemarkung Detmold, Flur 29, 
Flurstück 191. 
 
Die Verbrennungsmotoranlage erhält ein BHKW mit einer 
Feuerungswärmeleistung von5,06 MW und einer 
elektrischen Leistung von 1,999 MW. Als Treibstoff wird 
Erdgas aus der öffentlichen Erdgasversorgung eingesetzt. 
 
Die Verbrennungsmotoranlage ist in der Anlage 1 (Liste der 
UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.3.1 
Spalte 2 als Anlage genannt, für die im Rahmen einer 
standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c 
Abs. 1 Satz 2 des UVPG zu prüfen ist, ob nach den in der 
Anlage 2 Nr. 2 UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde entschieden, 
dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht notwendig ist, da erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen nach den in der Anlage 2 des UVPG genannten 
Schutzkriterien zum Standort des Vorhabens nicht zu er-
warten sind. Die Feststellung ist selbstständig nicht an-
fechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
 
Im Auftrag 
Gez. Niehage 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2012 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Bad Salzuflen 
 
467 Allgemeinverfügung; hier: Anordnung von Ab-

brennverbot von Feuerwerkskörpern am 
31.12.2011/ 01.01.2012 

 
Aufgrund des § 24 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 26.11.2010 (BGBl. I S. 
1643)  wird von der Stadt Bad Salzuflen als örtlicher Ord-
nungsbehörde angeordnet, dass am 31.12.2011 und am 
01.01.2012 auf dem Vorplatz vor dem Gebäude der 
Kurverwaltung begrenzt durch die Parkstraße und die 
Bleichstraße Feuerwerkskörper nicht abgebrannt werden 
dürfen. Die genauen Flächen sind der dieser Allgemeinver-
fügung beiliegenden Anlage zu entnehmen.  
 
Die Stadt ist gem. § 1 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und techni-
schen Gefahrenschutzes (ZustVO ArbtG) vom 13. Novem-
ber 2007 (GV. NRW 2007, S. 561), geändert durch VO 
vom 21. Dezember 2010 (GV. NRW. S. 700) in Verbindung 
mit 7.2 lfd. Nr. 2 der Anlage für den Erlass der Verfügung 
zuständig. 
 
Durch diese Maßnahme sollen die Zuschauer des Sylves-
terfeuerwerkes vor den Gefahren, die von privat gezünde-
ten Feuerwerkskörpern in einer Menschenansammmlung 
ausgehen, geschützt werden. Sie dient als Handlungs-
grundlage, um notwendige Maßnahmen gegen Besucher 
vornehmen zu können, die durch den Gebrauch pyrotech-
nischer Gegenstände die Gesundheit anderer gefährden.  
 
Im Interesse einer effektiven Gefahrenabwehr wird hiermit 
die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) in der Neufassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 2248), angeordnet. Durch den Gebrauch 
der Feuerwerkskörper entsteht eine Gefahr für Leben und 
Gesundheit der anderen Besucher. Die Art der Verletzun-
gen, die durch den Kontakt mit den Feuerwerkskörpern 
entstehen können, machen eine umgehende Beseitigung 
der Gefahr notwendig.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie vor dem 
Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden, 
binnen eines Monats nach Veröffentlichung schriftlich Kla-
ge erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. 
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Hinweis der Verwaltung:  
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einer 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abge-
schafft worden. Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfeh-
len wir Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit 
uns in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so 
etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage si-
cher behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat wird 
durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch 
jedoch nicht verlängert.  
 
Bad Salzuflen, den 22.11.2011   
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2012 
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Stadt Barntrup 
 
468 Wahl der Schiedsperson für den Schiedsamts-

bezirk Barntrup 
 
Gem. Ziff. 2 zu § 5 der Verwaltungsvorschriften zum Ge-
setz über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes 
Nordrhein-Westfalen (VV SchAG NW) vom 21.06.1993 in 
der zurzeit gültigen Fassung gebe ich hiermit bekannt, 
dass der Rat der Stadt Barntrup in seiner Sitzung am 
11.10.2011 
 
Frau Friedlinde Pape 
 
zur Schiedsfrau für den Schiedsamtsbezirk Barntrup für 5 
Jahre wiedergewählt hat. 
Mit Schreiben vom 09. November 2011 wurde durch den 
Direktor des Amtsgerichts Blomberg die Wahl bestätigt und 
Frau Pape auf den bereits von ihr geleisteten Eid verwie-
sen. Sprechstunden der Schiedsfrau sind telefonisch zu 
vereinbaren. 
Barntrup, den 25. November 2011 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Blomberg 
 
469 Ersatzbestimmung von Vertretern gem. § 45 

Kommunalwahlgesetz für den Rat der Stadt 
Blomberg 

 
Herr Dieter Rieke, hat durch Verzichtserklärung gem. §§ 
37, 38 Kommunalwahlgesetz mit Ablauf des 31.12.2011 
auf seinen weiteren Sitz als Vertreter im Rat der Stadt 
Blomberg verzichtet und entsprechend sein Ratsmandat 
mit Wirkung vom 01.01.2012 niedergelegt.  
 
Hiermit stelle gem. § 45 Kommunalwahlgesetz fest, dass 
Frau Renate Pellmann, nach der Reserveliste der Sozial-
demokratischen Partei Deutschlands (SPD) mit Wirkung 
vom 01.01.2012 in den Rat der Stadt Blomberg gewählt ist. 
 
Gemäß § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes erfolgt 
hiermit die öffentliche Bekanntmachung. 
 
Gegen die Feststellung der Nachfolgerin kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erho-
ben werden. Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Blomberg, d. 30.11.2011 
 
 
Stadt Blomberg 
Der Wahlleiter für die Wahl 
der Vertretung der Stadt Blomberg 
gez. Stodieck 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
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Stadt Detmold 
 
470 Inkrafttreten der Satzung gem. § 34 (4) Nr. 1 i.V. 

m. Nr. 3 Bau GB; 21-07 „Silberweg“, 2. Neuauf-
stellung, Ortsteil: Pivitsheide V.H. und V.L., Sat-
zungsgebiet: Sängerweg, Silberweg und Biele-
felder Straße 435 - 465 

 
Die o. g. Satzung gem. § 34 (4) Nr. 1 i. V. m. Nr. 3 BauGB 
ist vom Rat der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 
24.11.2011 gem. § 10 Baugesetzbuch als Satzung be-
schlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planunterlage 
vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung die Satzung gem. § 34 (4) Nr. 1 i. V. m. 
Nr. 3 BauGB 
 
21-07 „Silberweg“, 2. Neuaufstellung 
Ortsteil:  Pivitsheide V.H. und V.L. 
Satzungsgebiet: Sängerweg, Silberweg und 

Bielefelder Straße 435 - 465 
 
rechtsverbindlich.  
 
Die Satzung wird mit der Begründung im Fachbereich 6, 
Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-
Haus, Hintergebäude, Rosental 21, zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes 
und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 
3 Satz 2 des Baugesetzbuches beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorganges unbeachtlich werden, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Detmold gel-
tend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-

wie Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- u. Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 30.11.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
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Gemeinde Extertal 
 
471 Härtebereiche des von der Gemeinde Extertal 

abgegebenen Trinkwassers 
 
Aufgrund des § 9 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeit von Wasch- und Reinigungsmitteln (Wasch- und 
Reinigungsmittelgesetz - WRMG) vom 29. April 2007 
(BGBl. I S. 600) i. V. mit § 13 Abs. 1 der Hauptsatzung der 
Gemeinde Extertal in der zz. gültigen Fassung, wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht: 
 
Die Härtebereiche des von der Gemeinde Extertal abgege-
benen Trinkwassers haben am 27.09.2011 in nachstehen-
den Versorgungsbezirken betragen: 
 
Ortsteil(e) Deutscher 

Härtegrad 
(dH) 

Millimol Gesamthärte/l = 
Härtebereich 

Almena 14,4° 2,568 hart 3 

Göstrup 15,0° 2,67 hart 3 

Bösingfeld/ 
Asmissen/ 
Nalhof/ 
Meierberg 

12,0°-19,2° 2,140-3,423 
mittel 
bis hart 

2-3 

Bremke 12,7° 2,264 mittel 2 

Rott 12,8° 2,282 mittel 2 

Silixen/ 
Laßbruch/ 
Küken-
bruch 

12,0° 2,140 mittel 2 

 
Härtebereich weich 
weniger als 1,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich mittel 
1,5 bis 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich hart 
mehr als 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Wirtschaftsberiebe Extertal 
Der Betriebsleiter 
Az.: I.3 - 815.75/Fr/Km 
Extertal, 02.12.2011 
 
 
gez. 
(Hubertus Fricke) 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
 
 
 
 

 

Stadt Horn – Bad Meinberg 
 
472 Beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren 

Altenbeken; Bekanntgabe des Zusammenle-
gungsplanes und der Wertermittlungsergeb-
nisse (§ 100 FlurbG) 

 
Durch Beschluss des damaligen Amtes für Agrarordnung 
Warburg vom 30.12.1994 wurde das o.g. Zusammenle-
gungsverfahren gem. §§ 91, 93 FlurbG eingeleitet. 
 
Die Ergebnisse des Verfahrens werden gem. § 100 Flurbe-
reinigungsgesetz im Zusammenlegungsplan zusammenge-
fasst. Der Zusammenlegungsplan wird hiermit den Beteilig-
ten (Teilnehmern und Nebenbeteiligten) bekanntgegeben. 
Den Teilnehmern ist ein Auszug aus dem Zusammenle-
gungsplan zugesandt worden. Die Nebenbeteiligte werden 
durch öffentliche Bekanntmachung informiert. 
 
Der Zusammenlegungsplan gilt mit dem letzten Tag der 
nachfolgend angeführten Auslegung (27.12.2011) als 
bekanntgegeben. 
 
Die Ergebnisse der Wertermittlung werden mit dem Zu-
sammenlegungsplan bekanntgegeben und liegen diesem 
zugrunde. 
 
Der Zusammenlegungsplan  mit seinen gesamten Bestand-
teilen und die Ergebnisse der Wertermittlung liegen für die 
Dauer von zwei Wochen für alle Beteiligten (Teilnehmer 
und Nebenbeteiligte) zur Einsichtnahme aus bei der 
 
 auslegenden Stelle: Bezirksregierung Detmold 
 - Flurbereinigungsbehörde - 
 - Zimmer-Nr. D 225 - 
 Leopoldstraße 15, 
 32756 Detmold 
 
 Auslegungsfrist:   von 14.12.2011 bis 27.12.2011 

(zwei Wochen) 
 
 Geschäftszeiten: Mo – Do: 08:30 – 12:00; 
  13:30 – 15:30 
  Fr: 08:30 – 12:00;  
   13:30 – 15:00  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen den Zusammenlegungsplan ist die Klage bei dem 
 

Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen, 

9. Senat - Flurbereinigungsgericht -, 
Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster 

 
statthaft. 
 
Sie ist gegen das Land Nordrhein-Westfalen zu richten und 
muss innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Zu-
sammenlegungsplanes bei dem Gericht eingegangen sein. 
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Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein-Westfalen - ERVVO VG/FG vom 01. 12. 2010  
(GV.NRW. S. 648) - eingereicht werden. 
 
Detmold, den 29.11.2011 
 
Bezirksregierung Detmold 
Dezernat 33 
Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 
Leopoldstraße 15 
32756 Detmold 
Telefon: 05231/713334 
 
Beschleunigte Zusammenlegung Altenbeken 
Az.: 33 – 29 94A – H. O. 84 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Runte 
(Planungsdezernat) 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
 
 
 

Stadt Lage 
 
473 Eintragung in die Denkmalliste der Stadt Lage 

gem. § 3 des Gesetzes zum Schutz und zur 
Pflege der Denkmäler im Landes Nordrhein-
Westfalen (Denkmalschutzgesetz – DSchG) 

 
In die Denkmalliste der Stadt Lage – Listenteil A – ist fol-
gendes Objekt gem. § 3 des nordrhein-westfälischen 
Denkmalschutzgesetzes unter folgendem Datum eingetra-
gen worden: 
 
lfd. Nr. Datum  Gebäude 
 
77 17.11.2011 Wohnhaus „Friedrichstraße 3“ 
   32791 Lage 
 
Lage, den 21. November 2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
474 Hauptsatzung der Stadt Schieder-Schwalenberg 

vom 2. Dezember 2011  
 

§ 1 Name, Bezeichnung, Gebiet 

§ 2 Wappen, Flagge, Siegel 

§ 3 Gleichstellung von Frau und Mann 

§ 4 Unterrichtung der Einwohner 

§ 5 Anregungen und Beschwerden 

§ 6 Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 

§ 7 Dringlichkeitsentscheidungen 

§ 8 Ausschüsse 

§ 9  Aufwandsentschädigungen, Verdienstausfallersatz 

§ 10 Genehmigung von Rechtsgeschäften 

§ 11 Bürgermeister 

§ 12 Öffentliche Bekanntmachungen 

§ 13 Inkrafttreten 

 
Präambel 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 
Bstb. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW 1994, S. 666 ff.), in der zur Zeit gel-
tenden Fassung, hat der Rat der Stadt Schieder-
Schwalenberg am 01. Dezember 2011 mit Mehrheit der 
gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Rates die folgende 
Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Name, Bezeichnung, Gebiet 

 
(1) Die Stadt Schieder-Schwalenberg ist am 1. Januar 
1970 durch Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
2. Dezember 1969 (GV NW S. 799) durch Zusammen-
schluss der Gemeinden Brakelsiek, Lothe, Ruensiek, 
Schieder, der Stadt Schwalenberg, der Gemeinden Siek-
holz und Wöbbel, sowie Eingliederung von Teilen der Stadt 
Blomberg, neu gebildet worden. 
 
(2) Der Sitz der Stadtverwaltung ist das Bürger- und Rat-
haus im Stadtteil Schieder. 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Siegel 

 
(1) Der Stadt Schieder-Schwalenberg ist mit Urkunde des 
Regierungspräsidenten in Detmold vom 14. April 1972 das 
Recht zur Führung eines Wappens verliehen worden. 
 
Beschreibung des Wappens: 
von Rot und Blau durch eine silberne (weiße) Wellenleiste 
schräg-links geteilt; in Rot auf einem goldenen (gelben) 
achtstrahligen Stern eine natürliche Schwalbe; in Blau eine 
goldene (gelbe) Krone 
 
 
 

_ 
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(2) Der Stadt Schieder-Schwalenberg ist ferner mit Urkun-
de des Regierungspräsidenten vom 14. April 1972 das 
Recht zur Führung einer Flagge verliehen worden. Be-
schreibung der Flagge: 
 
a) bei senkrecht stehendem Mast: von Blau und Rot längs-
gestreift mit dem zur Stange verschobenen Stadtwappen.  
 
b) Querstabflagge (Bannerform): von Blau und Rot längs-
gestreift mit dem Stadtwappen oberhalb der Mitte. 
 
(3) Die Stadt Schieder-Schwalenberg führt ein Dienstsiegel 
mit dem Stadtwappen und der Umschriftung „Stadt Schie-
der-Schwalenberg“. Das Dienstsiegel gleicht in Form und 
Größe dem dieser Hauptsatzung beigedrückten Siegel. 

 
 

§ 3 
Gleichstellung von Frau und Mann 

 
(1) Der Bürgermeister kann auf Empfehlung des Rates eine 
ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte bestellen. 
 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben 
und Maßnahmen der Gemeinde mit, die die Belange von 
Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberech-
tigung von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer 
gleichberechtigten Stellung in der Gesellschaft haben. 
 
(3) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbe-
auftragte über geplante Maßnahmen gemäß Absatz 2 
rechtzeitig und umfassend. 
 

§ 4 
Unterrichtung der Einwohner 

 
(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame 
Angelegenheiten der Stadt zu unterrichten. Die Unterrich-
tung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und 
Weise der Unterrichtung (zum Beispiel Hinweis in der örtli-
chen Presse, öffentliche Anschläge, schriftliche Unterrich-
tung aller Haushalte, Durchführung besonderer Informati-
onsveranstaltungen, Abhaltung von Einwohnerversamm-
lungen) entscheidet der Rat von Fall zu Fall. 
 
(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfin-
den, wenn es sich um Planungen oder Vorhaben der Stadt 
handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittel-
bar und nachhaltig beeinflussen oder die mit erheblichen 
Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern verbunden 
sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile des 
Stadtgebietes beschränkt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerver-
sammlung beschlossen, so setzt der Bürgermeister Zeit 
und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwohner 
durch öffentliche Bekanntmachung ein. Die in der Ge-
schäftsordnung für die Einberufung des Rates festgelegten 
Ladungsfristen gelten entsprechend. Der Bürgermeister 
führt den Vorsitz in der Versammlung. Zu Beginn der Ver-
sammlung unterrichtet der Bürgermeister die Einwohner 
über Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen der 
Planung bzw. des Vorhabens. Anschließend haben die 
Einwohner Gelegenheit, sich zu den Ausführungen zu äu-
ßern und sie mit den vom Rat zu bestimmenden Ratsmit-
gliedern aller Fraktionen und dem Bürgermeister zu erör-
tern. Eine Beschlussfassung findet nicht statt. Der Rat ist 
über das Ergebnis der Einwohnerversammlung in seiner 
nächsten Sitzung zu unterrichten. 
 
(4) Die dem Bürgermeister aufgrund der Geschäftsordnung 
obliegende Unterrichtungspflicht bleibt unberührt. 
 

§ 5 
Anregungen und Beschwerden 

 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft 
mit anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden 
an den Rat zu wenden. Anregungen und Beschwerden 
müssen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgaben-
bereich der Stadt Schieder-Schwalenberg fallen. 
 
(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufga-
benbereich der Stadt Schieder-Schwalenberg fallen, sind 
vom Bürgermeister an die zuständige Stelle weiterzuleiten. 
Der Antragsteller ist hierüber zu unterrichten. 
 
(3) Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen oder Be-
schwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklärungen, 
Ansichten etc.), sind ohne Beratung vom Bürgermeister 
zurückzugeben. 
 
(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden 
im Sinne von Abs. 1 bestimmt der Rat den Haupt- und Fi-
nanzausschuss. 
 
(5) Der für die Erledigung von Anregungen und Beschwer-
den nach Abs. 4 zuständige Ausschuss hat diese inhaltlich 
zu prüfen. Danach überweist er sie an die zur Entschei-
dung berechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er Emp-
fehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung be-
rechtigte Stelle nicht gebunden ist. 
 
(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angele-
genheit, die den Gegenstand einer Anregung oder Be-
schwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO), 
bleibt unberührt. 
 
(7) Dem Antragsteller kann aufgegeben werden, Anregun-
gen oder Beschwerden in der für eine ordnungsgemäße 
Beratung erforderlichen Anzahl einzureichen. Die Beratung 
kann in diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendigen 
Unterlagen ausgesetzt werden. 
 
(8) Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden 
soll abgesehen werden, wenn der Inhalt einen Straftatbe-
stand erfüllt, oder wenn gegenüber bereits geprüften Anre-
gungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen vor-
liegt. 
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(9) Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach 
Abs. 4 zuständigen Ausschusses durch den Bürgermeister 
zu unterrichten. 
 

§ 6 
Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 

 
(1) Der Rat führt die Bezeichnung: Rat der Stadt Schieder-
Schwalenberg. 
 
(2) Die Ratsmitglieder führen die Bezeichnung Ratsherr 
beziehungsweise Ratsfrau. 

 
§ 7 

Dringlichkeitsentscheidungen 
 

Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses oder 
des Bürgermeisters mit einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 
und 2 GO) bedürfen der Schriftform.  
 

§ 8 
Ausschüsse 

 
(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in 
der Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen Vor-
schriften vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet werden. 
Die Zahl der Ausschussmitglieder soll ungerade sein. 
 
(2) Die Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten 
ihres Aufgabenbereiches die Entscheidungen dem Bür-
germeister zu übertragen. 
 
(3) Der Rat kann sich durch Ratsbeschluss für einen be-
stimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die 
Entscheidung vorbehalten.  
 
(4) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine 
Richtlinien aufstellen. 
 
(5) Ausschussvorsitzende können vom Bürgermeister je-
derzeit Auskunft und Akteneinsicht über Angelegenheiten 
verlangen, die zum Aufgabenbereich ihres Ausschusses 
gehören. 
 

§ 9 
Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschädi-
gung in Form eines monatlichen Pauschalbetrages und ein 
Sitzungsgeld nach Maßgabe der EntschVO für die Teil-
nahme an Rats-, Ausschuss-, Fraktionssitzungen. Die An-
zahl der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld ge-
zahlt wird, wird auf 15 Sitzungen im Jahr beschränkt. 
 
(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhal-
ten für die Teilnahme an Ausschuss- und Fraktionssitzun-
gen ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der EntschVO. Dies 
gilt unabhängig vom Eintritt des Vertretungsfalles auch für 
die Teilnahme an Fraktionssitzungen als stellvertretendes 
Ausschussmitglied. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für 
die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 15 Sitzungen im 
Jahr beschränkt.  
 
(3) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Er-
satz des Verdienstausfalls. Der Verdienstausfall wird für 
jede Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit be-
rechnet, wobei die letzte angefangene Stunde voll zu rech-
nen ist. Der Anspruch wird wie folgt abgegolten: 

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Re-
gelstundensatz, es sei denn, dass sie ersichtlich keine fi-
nanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz 
wird auf 15 € festgesetzt. 
 
b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regelstun-
densatz übersteigende Verdienstausfall gegen entspre-
chenden Nachweis, z.B. durch Vorlage einer Bescheini-
gung des Arbeitgebers, ersetzt. 
 
c) Selbständige können eine besondere Verdienstausfall-
pauschale je Stunde erhalten, sofern sie einen den Regel-
satz übersteigenden Verdienstausfall glaubhaft machen. 
Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklä-
rung über die Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit 
der gemachten Angaben versichert wird. 
 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Per-
sonen führen und nicht oder weniger als 20 Stunden je 
Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der man-
datsbedingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens den 
Regelstundensatz. Auf Antrag werden statt des Regelstun-
densatzes die notwendigen Kosten für eine Vertretung im 
Haushalt ersetzt. 
 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit aufgrund der mandatsbedingten 
Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, werden auf 
Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kin-
derbetreuungskosten werden nicht erstattet bei Kindern, 
die das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, be-
sondere Umstände des Einzelfalls werden glaubhaft nach-
gewiesen. 
 
f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den Betrag 
von 30 € je Stunde überschreiten. 
 
g) Stellvertretende Bürgermeister nach § 67 Abs. 1 GO und 
Fraktionsvorsitzende - bei Fraktionen mit mindestens 10 
Mitgliedern auch ein stellvertretender Vorsitzender, erhal-
ten neben den Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern 
nach § 45 GO zustehen, eine Aufwandsentschädigung 
nach Maßgabe der EntschVO. 
 

§ 10 
Genehmigung von Rechtsgeschäften 

 
(1) Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der 
Ausschüsse sowie mit dem Bürgermeister und den leiten-
den Dienstkräften der Stadt bedürfen der Genehmigung 
des Rates. 
 
(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 
a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife ab-
geschlossen werden, 
b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der 
Grundlage einer von der Stadt vorgenommenen Aus-
schreibung zugestimmt hat, 
c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden 
Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO) darstellt. 
 
(3) Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind 
der Bürgermeister und seine allgemeinen Vertreter. 
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§ 11 

Bürgermeister 
 

(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen 
des Rates als auf den Bürgermeister übertragen, soweit 
nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für einen be-
stimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die 
Entscheidung vorbehält. Nähere Einzelheiten werden durch 
Beschluss in der Zuständigkeitsordnung für den Rat und 
die Ausschüsse festgelegt. 
 
(2) Der Rat wählt aus seiner Mitte ohne Aussprache zwei 
ehrenamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters. 

 
§ 12 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch 
Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden vollzogen in 
Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden. 
 
(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen werden 
durch Aushang an der Bekanntmachungstafel vor dem 
Bürger- und Rathaus Schieder, Domäne 3, öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
(3) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 
festgelegten Form infolge höherer Gewalt oder sonstiger 
unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Be-
kanntmachung ersatzweise durch Aushang an der Be-
kanntmachungstafel vor dem Bürger- und Rathaus Schie-
der, Domäne 3, sowie am historischen Rathaus Schwalen-
berg, Marktstraße 7. Ist der Hinderungsgrund entfallen, 
wird die öffentliche Bekanntmachung nach Abs. 1 unver-
züglich nachgeholt. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Die Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 29. 
Oktober 1999 außer Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Hauptsatzung der Stadt Schieder-
Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 
 

 
 

 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 2. Dezember 2011    
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
 
 
 
475 Ersatzbestimmung eines Nachfolgers gemäß § 

45 des Kommunalwahlgesetzes 
 
Herr Kai Pankoke legt sein Mandat im Rat der Stadt Schie-
der-Schwalenberg mit Wirkung zum 31.12.2011 nieder. 
 
Gemäß § 45 Abs. 1 Satz 3 des Kommunalwahlgesetzes 
NRW in der zurzeit geltenden Fassung stelle ich fest, dass 
Herr Achim Hasse, nach der Reserveliste der Freien De-
mokratischen Partei (FDP) in den Rat der Stadt Schieder-
Schwalenberg gewählt ist. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erhoben werden. Der 
Einspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 6. Dezember 2011 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
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Gemeinde Schlangen 
 
476 Anmeldung unbekannter Rechte 
 
Die Bezirksregierung Detmold (Dezernat 33) hat als Flurbe-
reinigungsbehörde das durch den Zusammenlegungsbe-
schluss des damaligen Amtes für Agrarordnung Warburg 
vom 07.12.2000 festgestellte Zusammenlegungsgebiet 
gem. § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) 
vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) durch die Ände-
rungsbeschlüsse 1 bis 11 vom 29.11.2002, 22.01.2003, 
18.03.2003, 04.06.2003, 08.12.2004, 08.03.2006, 
04.09.2009, 31.03.2010, 26.08.2010, 08.04.2011 und 
30.06.2011 geändert. Die nachfolgenden Grundstücke sind 
dadurch zum Verfahren zugezogen und insoweit die Flur-
bereinigung angeordnet worden: 
 
Land Nordrhein-Westfalen, Regierungsbezirk Detmold,  
 
Kreis Paderborn, Stadt Paderborn, 
 
Gemarkung Marienloh Flur 1 Flurstücke  43, 1868, 1875, 

1876,1877, 1878, 2061, 
2062, 2323, 2324, 
2325, 2326, 2400, 
2401, 2411, 2414, 
2525, 2526, 2527, 
2528, 2529, 2530, 
2531, 2532 und 2533 

 
 Flur 2  Flurstücke  973, 974, 975, 977,
   1169, 1170 und 1171 
 
Gemarkung Paderborn Flur 79 Flurstücke 249, 260, 263, 264, 

265,267, 269, 270, 281, 
285,291, 301, 302, 303, 
304, 305, 306, 307, 
308, 309, 310, 329 und 
330 

 
Gemarkung Schloß-Neuhaus  Flur 3 Flurstücke 537, 538 und 2147 
 
 Flur 7 Flurstück 26 
 
 Flur 12 Flurstücke 174, 505 und 506 
  

Kreis Lippe, Gemeinde Schlangen,  
 
Gemarkung Schlangen Flur 4 Flurstück 1139 

 
Für diese Grundstücke wird bekanntgemacht: 
 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber 
zur Beteiligung am beschleunigten Zusammenlegungsver-
fahren berechtigen, sind nach § 14 Abs. 1 FlurbG innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach erfolgter öffentlicher Be-
kanntmachung bei der 
 

Bezirksregierung Detmold, Dezernat 33, 
Leopoldstraße 15, 32576 Detmold 

 
anzumelden. 
 
Zu diesen Rechten gehören z. B. nicht eingetragene dingli-
che Rechte an Grundstücken oder Rechte an solchen 
Rechten sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder 
zur Nutzung von Grundstücken berechtigen oder die Nut-
zung von Grundstücken beschränken. 
 
 
 
 

 
Auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde hat der An-
meldende sein Recht innerhalb einer von der Flurbereini-
gungsbehörde zu setzenden Frist nachzuweisen. Nach 
fruchtlosem Ablauf dieser Frist wird der Anmeldende nicht 
beteiligt. 
 
Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist 
angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurbereini-
gungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Festset-
zungen gemäß § 14 Abs. 2 FlurbG gelten lassen. 
 
Der Inhaber eines der bezeichneten Rechte muss gemäß § 
14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines vor der Anmeldung 
eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten las-
sen wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist durch Be-
kanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt 
worden ist. 
 
Detmold, den 23.11.2011 
 
Bezirksregierung Detmold 
Dezernat 33 
Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 
Leopoldstraße 15 
32756 Detmold 
Telefon: 05231/71-3308 
 
Beschleunigte Zusammenlegung Lippeaue Marienloh 
Az.: 33 – 29006 H. O. 56  - 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Plümer 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
477 Satzung zur Abänderung der Fristen bei der 

Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserlei-
tungen gemäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im 
Bereich des Ortsteils Herrentrup der Stadt 
Blomberg vom 17. November 2011 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666) in der 
zur Zeit geltenden Fassung in Verbindung mit § 61a Abs. 3 
bis 7 des Landeswassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juni 1995 (GV NW S. 926) in der zur Zeit 
geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Blomberg in sei-
ner Sitzung am 16. November 2011 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
Regelungsgegenstand 

 
Die Stadt Blomberg soll nach § 61a Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 
LWG NRW durch Satzung abweichende Zeiträume für die 
erstmalige Prüfung nach § 61a Abs. 4 Satz 4 LWG NRW 
festlegen, wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen 
Abwasseranlagen in dem Abwasserbeseitigungskonzept 
nach § 53 Abs. 1a LWG NRW oder in einem gesonderten 
Kanalsanierungs- oder Fremdwassersanierungskonzept 
festgelegt sind. 
 
Die Stadt Blomberg -Abwasserwerke- hat durch Untersu-
chungen und Messungen im Bereich des Ortsteils Her-
rentrup erhebliche Fremdwasserzuflüsse festgestellt. Die 
Stadt Blomberg beabsichtigt zur Sicherstellung der ord-
nungsgemäßen Abwasserbeseitigung die Durchführung 
umfangreicher Kanalsanierungs- und Erneuerungsmaß-
nahmen im Bereich der öffentlichen Abwasseranlage, die 
insbesondere der Abwehr von Gefahren für unterirdische 
und offene Gewässer dienen. Vor diesem Hintergrund wird 
die Frist zur Dichtheitsprüfung der bestehenden Abwasser-
einleitungen nach § 61 a Abs. 3 LWG NRW (31.12.2015) 
mit dieser Satzung für die in § 2 genannten Grundstücke 
verkürzt. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst 
die nachfolgend aufgeführten bebauten Grundstücke, die 
über die öffentliche Kanalisation in den folgenden Straßen 
bzw. Straßenabschnitten abwassertechnisch erschlossen 
werden: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
- Am Bache, Haus-Nrn. 3, 4 und 5 
- Am Sauren Krug, Haus-Nrn. 8, 10/10a, 11, 13, 14, 15, 

16, 17, 18 und 19  
- Amselweg, Haus-Nrn. 2, 3, 4, 6, 8, 9, 10, 12 und 14 
- Auf dem Kampe, Haus-Nrn.: 1 und 3 
- Auf der Heide, Haus-Nrn. 5, 7, 9, 11, 13 und 14 
- Buschberg, Haus-Nr.: 2 
- Drosselweg, Haus-Nrn. 1, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 9 a, 10, 11 

und 13 
- Finkenweg, Haus-Nrn. 1, 3, 4, 5, 6, 6a, 7, 8, 10 und 11 
- Höntruper Straße, Haus-Nrn. 1, 6, 10 und 14 
- In der Howe, Haus-Nrn. 5/5a und 6 
- Karrweg, Haus-Nrn. 4, 6, 8, 11, 12, 13, 16, 18 und 34 
- Meinberger Straße, Haus-Nrn. 2, 4, 8, 10, 12, 16, 17, 

18, 19, 20, 22, 23, 24, 32, 35, 40, 41a, 42, 47a, 47b, 49 
und 51 

- Reckenbruch, Haus-Nrn. 2, 2a, 5, 8, 10a, 10b, 12/12a, 
14 und 17a/17b 

- Schwalbenweg, Haus-Nrn. 1, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 
12, 14, 18, 19, 24,und 26 

- Sundertor, Haus-Nrn. 1, 5, 6 und 9 
- Untere Straße, Haus-Nrn. 1, 3, 5, 8, 9, 11, 12, 13, 14 

15, 15a, 17a, 18, 19, 23, 26, 27, 28, 30, 35/35a und 39a 
 
Der als Anlage beigefügt Lageplan mit der gekennzeichne-
ten Gebietsabgrenzung ist Bestandteil der Satzung. 
 
(2) Der durch den Grundstückseigentümer zu prüfende Be-
reich umfasst gemäß § 61 a Abs. 3 LWG NRW die auf sei-
nem Grundstück im Erdreich oder unzugänglich verlegten 
Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Nieder-
schlagswasser. Die Satzung gilt auch für Abwasserleitun-
gen, die Schmutzwasser einer Kleinkläranlage oder ab-
flusslosen Grube zuführen. Geprüft werden müssen durch 
den Grundstückseigentümer alle Bestandteile der privaten 
Abwasserleitung einschließlich verzweigter Leitungen unter 
der Keller-Bodenplatte sowie Einsteigschächte oder In-
spektionsöffnungen, die in den Leitungsverlauf eingebaut 
sind. Ausgenommen sind Abwasserleitungen zur getrenn-
ten Beseitigung von Niederschlagswasser und Leitungen, 
die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austre-
tendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 
 
(3) Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über frem-
de Grundstücke, so ist derjenige zur Dichtheitsprüfung auf 
dem fremden Grundstück verpflichtet, dessen Abwasser 
durch geleitet wird. Eigentümer anderer Grundstücke, in 
denen diese Leitungen verlaufen, haben die Prüfung der 
Dichtheit und damit einhergehende Maßnahmen zu dulden 
(§ 61 a Abs. 3 Satz 2 LWG NRW). 
 

§ 3 
Durchführung und Frist für die Dichtheitsprüfung 

 
(1) Die erstmalige Dichtheitsprüfung bei bestehenden pri-
vaten Abwasseranlagen im Geltungsbereich dieser Sat-
zung ist spätestens bis zum 
 
30.04.2014 
 
durchzuführen. 
 
(2) Bei der Durchführung der Dichtheitsprüfung sind die 
Vorgaben in § 4 dieser Satzung (Anforderungen an die 
Sachkundigen) zu beachten. Die Stadt Blomberg unterrich-
tet die Grundstückseigentümer und bietet auch Hilfestel-
lung durch Beratung an.  
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(3) Innerhalb eines Monats nach der Prüfung ist die Be-
scheinigung über das Ergebnis der Dichtheitsprüfung vom 
Grundstückseigentümer oder dem sonst Pflichtigen nach § 
61 a Abs. 3 LWG NRW der Stadt Blomberg vorzulegen. 
 
(4) Die Dichtheitsprüfung ist nach den einschlägigen Nor-
men ausschließlich mit Wasserdruck durchzuführen. 
 
(5) Die Bescheinigung über das Ergebnis der Dichtheits-
prüfung muss folgenden Inhalt aufweisen bzw. Unterlagen 
umfassen: 
 
 

 
1. Lageplan mit einer Darstellung des Prüfobjektes 

(Straße, Hausnummer, Gebäudebezeichnung bei 
mehreren Gebäuden auf einem Grundstück, Dar-
stellung der gesamten Abwasserleitungen mit ein-
deutiger Kennzeichnung der geprüften Leitungsbe-
standteile und deren Dimensionen (Längen und 
Nennweiten) 

 
2. Beschreibung der Ergebnisse der Prüfung (festge-

stellter Wasserverlust usw.) mit folgendem Inhalt: 
 -Bestätigung, dass ein ordnungsgemäßer Anschluss 

vorliegt (kein Drainagewasseranschluss an den 
Schmutz- oder Mischwasserkanal oder sonstiger 
Fehlanschluss, z.B. Niederschlagswasser wird dem 
Schmutzwasserkanal zugeführt  bzw. Schmutzwas-
ser wird in den Regenwasserkanal eingeleitet); 

 -Endergebnis der Prüfung der Leitung 
(dicht/undicht); wenn vorhanden, ist ein EDV-
gestütztes Prüfprotokoll beizulegen 

 
3. Datum der Prüfung 
 
4. Unterschrift des Sachkundigen, der die Prüfung 

durchgeführt hat. 
 

§ 4 
Anforderungen an die Sachkunde 

 
(1) Die Dichtheitsprüfung darf nur von Sachkundigen 
durchgeführt werden. Die Anforderungen an die Sachkun-
de ergeben sich aus dem Runderlass des Ministeriums für 
Umwelt, Natur, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 
Landes NRW vom 31.03.2009 (MinBl. 2009, S. 217) als 
Verwaltungsvorschrift nach § 61 a Abs. 6 Satz 1 LWG 
NRW. 
 
(2) Die Sachkunde von Sachkundigen wird nach Ziffer 3 
der Verwaltungsvorschrift zu § 61 a LWG NRW durch fol-
gende unabhängige Stellen festgestellt: 
 
- Industrie- und Handelskammern in NRW 
- Handwerkskammern des Westdeutschen Handwerks-

kammertags 
- Ingenieurkammer Bau Nordrhein-Westfalen 
 
Diese unabhängigen Stellen führen selbstständig Listen 
über Sachkundige. Diese Listen werden vom Landesamt 
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes 
NRW (LANUV NRW) zu einer landesweiten Liste zusam-
mengeführt (www.lanuv.nrw.de). 
 
 
 
 

 
(3) Erfüllen Personen, welche die Dichtheitsprüfung durch-
führen, nicht diese Anforderungen an die Sachkunde oder 
entspricht die Dichtheitsprüfungsbescheinigung nicht den 
Anforderungen in § 3 dieser Satzung wird die Bescheini-
gung über die Dichtheitsprüfung (§ 61 a Abs. 3 Satz 3 LWG 
NRW) von der Stadt Blomberg nicht anerkannt. 
 

§ 5 
Ordnungswidrigkeit 

 
Ordnungswidrig handelt, wer Abwasserleitungen nicht in 
der nach dieser Satzung festgelegten Frist auf Dichtigkeit 
prüfen lässt. Die Ordnungswidrigkeit wird mit einer Geld-
buße von bis zu 50.000 € geahndet. 
 

§ 6 
Inkrafttreten der Satzung 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur Abänderung der Fristen bei 
der Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen ge-
mäß § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW im Bereich des Ortsteils 
Herrentrup der Stadt Blomberg 
 
vom 17. November 2011 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei der verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 17. November 2011 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
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Blomberger Versorgungsbetriebe 
GmbH 
 
478 Jahresabschluss 2010 der Blomberger Versor-

gungsbetriebe GmbH 
 
Der von der PricewaterhouseCoopers AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Bielefeld, geprüfte Jahresabschluss der 
Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH für das Geschäfts-
jahr 2010 wird wie folgt festgestellt: 
 
 Bilanzsumme 25.435.785,21 € 
 Jahresüberschuss 437.408,98 € 
 
Der Jahresüberschuss von 437.408,98 € wird nach Ver-
rechnung mit dem Gewinnvortrag (19.239,13 €) auf neue 
Rechnung in Höhe von 456.648,11 € vorgetragen. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwal-
tungsgebäude, Nederlandstraße 15, 32825 Blomberg, zur 
Einsichtnahme aus. 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis ihrer Prüfung hat die 
PricewaterhouseCoopers AG Wirtschafsprüfungsgesell-
schaft mit Datum vom 05. September 2011 den folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Blom-
berger Versorgungsbetriebe GmbH, Blomberg, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2009 geprüft. 
Nach § 10 Abs. 4 EnWG umfasste die Prüfung auch die 
Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der internen 
Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handels-rechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrages sowie die Einhaltung der Pflichten nach § 10 
Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwortung der Geschäfts-
führung der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beur-
teilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht sowie über die in-
terne Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG ab-
zugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beur-
teilt werden kann, ob die Pflichten nach § 10 Abs. 3 EnWG 
in allen wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prü-
fung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezo-
genen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt sowie in der internen Rechnungslegung nach    § 10 
Abs. 3 EnWG überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Geschäftsführer, die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts sowie die Beurteilung, ob die Wertansätze und die 
Zuordnung der Konten in der internen Rechnungslegung 
nach § 10 Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar 
erfolgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wur-
de. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu keinen 
Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt un-
ter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung 
in der internen Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG 
hat zu keinen Einwendungen geführt." 
 
 
Blomberg, 05. Dezember 2011 
 
Die Geschäftsführung 
Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
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Sparkasse Detmold 
 
479 Aufgebote von Sparkassenbüchern 
 
Das Aufgebot der in Verlust geratenen Sparkassenbücher 
Nr. 
 
306.744.012 342.116.969 342.219.797 
357.002.674 372.008.102  

 
unserer Sparkasse ist beantragt  worden. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, 
spätestens in dem auf  
 
Freitag, den 16. März 2012 
 
im Gebäude der Sparkasse Detmold in Detmold, Pauli-
nenstr. 34, anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte gel-
tend zu machen und die Sparkassenbücher vorzulegen, 
widrigenfalls die Kraftloserklärung der Sparkassenbücher 
gemäß § 16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verordnung über den Be-
trieb und die Geschäfte der Sparkassen (SpkVO) NW vom 
15. Dezember 1995 erfolgen wird. 
 
Detmold, den 30.November 2011 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
 
 
 
480 Kraftloserklärung von in Verlust geratenen 

Sparkassenbüchern 
 
Da sich aufgrund unserer Aufgebote vom 29. Juli 2011 bis 
zum Aufgebotstermin am 11. November 2011 niemand 
gemeldet hat, werden die in Verlust geratenen Sparkas-
senbücher Nr.  
 

342.180.858 370.122.319  
 
unserer Sparkasse, gemäß §16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verord-
nung über den Betrieb und die Geschäfte der Sparkassen 
(SpkVO) NW vom 15. Dezember 1995 hiermit für kraftlos 
erklärt. 
 
 
Detmold, den 01. Dezember 2011 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 12.12.2011 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,51 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


